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Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rats über die Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften über Freizonen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. April 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
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Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für wissenschaftliche Forschung 

Stoltenberg 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rats 
über die Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über Freizonen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Grundlage der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft ist eine Zollunion, deren Errichtung im 
wesentlichen im Titel I Kapitel 1 des Vertrages ge- 
regelt ist. 

Dieses Kapitel des Vertrages enthält zusammen- 
hängende und genaue Vorschriften, insbesondere 
über die Abschaffung der Zölle unter den Mitglied- 
staaten, die Aufstellung und schrittweise Einfüh- 
rung des Gemeinsamen Zolltarifs sowie die Ände- 
rungen und Aussetzungen seiner Zölle; wenn auch 
in Artikel 27 dieses Kapitels bestimmt ist, daß die 
Mitgliedstaaten vor Ende der ersten Stufe, soweit 
erforderlich, eine Angleichung ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens vornehmen, so wird in diesem Kapitel den 
Institutionen jedoch keine Ermächtigung erteilt, in 
dieser Sache zwingende Bestimmungen vorzuschrei- 
ben; eine gründliche Prüfung mit den Mitgliedstaa- 
ten hat jedoch ergeben, daß für bestimmte Sach- 
gebiete durch zwingende Gemeinschaftsakte Maß- 
nahmen getroffen werden müssen, die zu einem Zoll- 
recht führen, das die einheitliche Anwendung des 
Gemeinsamen Zolltarifs gewährleistet. 

In jedem Mitgliedstaat gibt es Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften, auf Grund deren Zonen ge- 
schaffen wurden oder werden können, in denen Wa- 
ren als außerhalb des Zollgebiets der Gemeinschaft 
befindlich angesehen werden. 

Diese Bestimmungen wirken sich direkt auf die 
Verwirklichung der Zollunion aus, die eines der 
Ziele der Gemeinschaft ist; ein Fortbestehen der 
Unterschiede in diesem Bereich könnte Verkehrs- 
verlagerungen zur Folge haben. 

Demnach müssen diese Unterschiede durch Anglei- 
chung der Bestimmungen beseitigt werden. 

Der Verbrauch von Waren, ihre Behandlung, Be- 
arbeitung und Veredelung muß im gesamten Ho- 
heitsgebiet der Gemeinschaft unter den gleichen 
wirtschaftlichen Bedingungen erfolgen. 


Die für Helgoland geltenden Zollvorteile bestehen 
ausschließlich in der Möglichkeit, frei von Zöllen, 
Abschöpfungen und Abgaben gleicher Wirkung Wa- 
ren einzuführen, die dazu bestimmt sind, auf der 
Insel verbraucht zu werden; die Insel ist in der Tat 
klein; die Bevölkerung ist gering; die Insel hat 
keinen Hafen und keine Industrie; ferner ist die 
Insel weit vom Festland entfernt; die Auswirkungen, 
die diese Zollvorteile auf den Gemeinsamen Markt 
haben können, sind aus diesen Gründen nicht erwäh- 
nenswert. Die Insel Helgoland braucht daher nicht in 
den Anwendungsbereich dieser Richtlinie unter der 
Voraussetzung aufgenommen zu werden, daß die 
jetzige wirtschaftliche Lage nicht verändert wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel i 

1. Diese Richtlinie bestimmt die gemeinsamen Re- 
geln für das in Freizonen geltende Verfahren. Die 
Mitgliedstaaten sind verpflichtet, diese Regeln in 
ihre Rechtsvorschriften zu übernehmen, wenn auf 
Grund dieser Vorschriften solche Zonen auf ihrem 
Hoheitsgebiet bestehen oder ihre Schaffung beab- 
sichtigt ist. 

2. Als Freizone gilt, ungeachtet der für diese Ein- 
richtung in den einzelnen Mitgliedstaaten verwen- 
deten Bezeichnung, jedes abgegrenzte Gebiet, das 
von den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaates 
zu dem Zweck geschaffen wurde, die dort befind- 
lichen Waren für die Anwendung der Zölle, Ab- 
schöpfungen, mengenmäßigen Beschränkungen und 
jeglicher Abgaben oder Maßnahmen mit gleicher 
Wirkung nach den in dieser Richtlinie vorgesehenen 
Bedingungen als nicht im Zollgebiet der Gemein- 
schaft befindlich zu betrachten. 

3. Die unter diese Richtlinie zum Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens fallenden Zollverfahren der Mitglied- 
staaten sind im Anhang aufgeführt. Der Anhang ist 
Bestandteil dieser Richtlinie. 

Artikel 2 

1. Vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 werden in 
den Freizonen Waren jeder Beschaffenheit, unab- 
hängig von ihrer Menge, ihrem Ursprungs-, Her- 
kunfts- oder Bestimmungsland zugelassen. 

2. Die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes 
stehen weder 

a) der eventuellen Anwendung des Artikels 36 des 
Vertrages noch 
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b) der Möglichkeit entgegen, daß die zuständigen 
einzelstaatlichen Behörden aus technischen oder ver- 
waltungsmäßigen Gründen die Inanspruchnahme 
bestimmter Freizonen oder bestimmter Teile von 
Freizonen auf bestimmte Waren beschränken. 

3. Waren, die im Zollgebiet der Gemeinschaft zum 
aktiven Veredelungsverkehr abgefertigt worden 
sind, können in Freizonen nur dann verbracht wer- 
den und dort verbleiben, wenn sie von zuständigen 
nationalen Behörden erfaßt worden sind um sicher- 
zustellen, daß die im Rahmen des aktiven 
Veredelungsverkehrs bestehenden Verpflichtungen 
beachtet werden. 

Artikel 3 

1. Die in Freizonen zugelassenen Waren müssen 
dort unter den von den zuständigen Behörden vor- 
gesehenen Bedingungen ein-, aus- und umgeladen 
sowie gelagert werden können. 

Ferner müssen sie dort unter den gleichen Bedin- 
gungen wie die in Zollagern befindlichen Waren den 
üblichen Behandlungen unterzogen werden können, 
die dem Schutz der Ware oder der Verbesserung 
ihrer Aufmachung oder Handelsgüte dienen. 

2. Die gemeinsame Liste der zulässigen Behandlun- 
gen, wie sie in der Richtlinie über Zollager vor- 
gesehen ist, gilt ebenfalls für die in Freizonen 
befindlichen Waren. 

3. Die in Freizonen eingebrachten Waren können 
dort unter den von den zuständigen einzelstaat- 
lichen Behörden vorgesehenen Bedingungen zer- 
stört werden. 

Artikel 4 

1. Waren, die in eine Freizone verbracht werden 
und die Voraussetzungen der Artikel 9 und 10 des 
Vertrages nicht erfüllen, dürfen dort nur unter den 
Bedingungen verbraucht oder verwendet werden, 
die in den übrigen Teilen des Hoheitsgebietes des 
Mitgliedstaates, in dem die Freizone liegt, gelten. 

2. Die in Absatz 1 genannten Waren dürfen nur 
unter den Bedingungen und nach den Regeln, die 
für den aktiven Veredelungsverkehr gelten, Gegen- 
stand einer Be- oder Verarbeitung sein, die nicht 
eine übliche Behandlung nach Artikel 5 ist. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch die Über- 
wachungsmaßnahmen für den Veredelungsverkehr 
den besonderen Gegebenheiten der Freizonen und 
ihrer zollamtlichen Überwachung anpassen, sofern 
dies erforderlich ist. 

Artikel 5 

1. Vorbehaltlich entgegenstehender nationaler Be- 
stimmungen können Waren, die in Freizonen ver- 
bracht worden sind und die Voraussetzungen der 
Artikel 9 und 10 des Vertrages erfüllen, Gegen- 
stand von Be- oder Verarbeitungen sein, die nicht 
übliche Behandlungen im Sinne von Artikel 3 sind. 


2. Sollen die in Absatz 1 dieses Artikels genann- 
ten Waren nach ihrer Be- oder Verarbeitung in den 
freien Verkehr der Gemeinschaft übergeführt wer- 
den, so kann die Be- oder Verarbeitung nur nach 
Erfassung der zu veredelnden Waren durch die 
zuständigen Behörden gemäß den anderen von die- 
sen Behörden festgelegten Bedingungen durch- 
geführt werden. 

Artikel 6 

1. Die in Freizonen verbrachten Waren können 
dort unbegrenzte Zeit verbleiben und nach den 
nach den einzelstaatlichen Vorschriften des betref- 
fenden Mitgliedstaats vorgesehenen Bedingungen 
und Verfahren übereignet werden. 

2. Erweist es sich jedoch insbesondere aus Grün- 
den, die auf die Beschaffenheit der betreffenden 
Waren zurückzuführen sind, als gerechtfertigt, so 
können die zuständigen Behörden die Aufenthalts- 
dauer der Ware begrenzen und alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Überwachung dieser Begrenzung 
treffen. 

Artikel 7 

1. Werden Waren, die in den Freizonen keine Be- 
oder Verarbeitung nach Artikel 6 erfahren haben, 
in den freien Verkehr übergeführt, so werden die 
bei der Einfuhr zu erhebenden Zölle, Abgaben glei- 
cher Wirkung und Abschöpfungen unter Anwendung 
der für diese Waren im Zeitpunkt ihrer Überfüh- 
rung in den freien Verkehr geltenden Sätze und 
Beträge und nach der Beschaffenheit, dem Wert und 
der Menge, die zu diesem Zeitpunkt von der Zoll- 
behörde anerkannt oder zugelassen worden sind, 
erhoben. 

2. Die Regeln über die Ermittlung des Zollwertes 
von Waren, die unmittelbar zum freien Verkehr 
abgefertigt werden, finden auch Anwendung auf 
Waren, die eine Freizone verlassen. 

3. Für die in Absatz 1 genannten Waren finden 
nachstehende Sonderbestimmungen Anwendung: 

a) Wenn eine Ware vor dem Verlassen der Frei- 
zone einmal oder mehrmals weiterverkauft wor- 
den ist, so kann zur Ermittlung des Zollwertes 
nur ein Rechnungspreis in Betracht gezogen wer- 
den, der sich auf einen Verkauf an eine in der 
Gemeinschaft ansässige Person bezieht. 

b) Wenn eine Ware in der Freizone auf Rechnung 
einer in der Gemeinschaft ansässigen Person 
gelagert hat und die auf diese Person aus- 
gestellte Rechnung als Grundlage für die Bewer- 
tung gewählt wird, dürfen die von dieser Person 
getragenen Kosten für die Lagerung und Erhal- 
tung der Ware nicht in den Zollwert einbezogen 
werden. 

4. Waren, die in den Freizonen Be- oder Verarbei- 
tungen nach Artikel 4 unterzogen worden sind, dür- 
fen nur nach den für den aktiven Veredelungsver- 
kehr geltenden Bedingungen und Regeln zum freien 
Verkehr abgefertigt werden. 
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Die Mitgliedstaaten können jedoch Sondervor- 
schriften erlassen, welche die Verzollung der ver- 
edelten Waren nach der Beschaffenheit, dem Wert 
und der Menge vorsehen, die zu dem Zeitpunkt 
festgestellt oder anerkannt sind, an dem die Waren 
ausnahmsweise zum freien Verkehr abgefertigt wor- 
den sind; der Betrag der bei dieser Gelegenheit 
erhobenen Zölle, Abgaben mit gleicher Wirkung 
und Abschöpfungen muß jedoch zumindest dem Be- 
trag entsprechen, der bei Anwendung der allgemei- 
nen Vorschriften über den aktiven Veredelungsver- 
kehr zu erheben gewesen wäre. 


Artikel 8 

Die einzelstaatlichen Zollverwaltungen oder die 
übrigen zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates 


gewährleisten alle erforderlichen Kontrollen zur 
Durchführung der auf Grund der vorliegenden Richt- 
linie erlassenen Bestimmungen. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um diese Richtlinie ab 1. Juli 1968 
durchführen zu können. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unver- 
züglich den Wortlaut der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richt- 
linie fallenden Gebiet erlassen. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 


Anlage I 


1. Bundesrepublik Deutschland 

Zollfreigebiete im Sinne von § 2 Abs. 3 Nr. 3 des 
Deutschen Zollgesetzes vom 14. Juni 1961. 

2. Königreich Belgien 

Entrepöts francs prevus par l'article 26 du Cha- 
pitre II de la Loi du 4 mars 1846. 

3. Französische Republik 

— Zones franches du pays de Gex et de la Haute 
Savoie; 


— Zones franches maritimes ou fluviales prevues 
par l’article 286 du Code des Douanes. 


4. Italienische Republik 

I punti franchi previsti dall'articolo 1 della legge 
doganale No. 1424 del 25 settembre 1940. 


5. Königreich der Niederlande 

Publieke entrepöts voorzien bij Algemene Wet 
inzake de Douane en Accijnzen van 26 januari 1961 
(Staatsblad No. 31). 
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Anlage II 


Herr Präsident, 

Ich beehre mich, Ihnen in Durchführung des Artikels 100 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einen 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Zollregelung für 
Freizonen zu übermitteln. 

Bei der Ausarbeitung dieses Textes ist die Kommission auf die 
besondere Situation des Alten Hamburger Freihafens hingewiesen 
worden. Die Kommission ist der Auffassung, daß ihr Entwurf einer 
Entscheidung über eine gemeinschaftliche Zollbefreiung betreffend 
Erzeugnisse für den Bau, die Wartung, den Umbau oder die Instand- 
setzung von Schiffen, die sie dem Rat unterbreitet hat, diese beson- 
dere Situation regelt. 

Obgleich die Kommission der Auffassung ist, daß diese Frage nicht 
in der Richtlinie zu behandeln sei, weil es sich um einen Sonderfall 
handele, empfiehlt sie hinsichtlich der anderen im Alten Hamburger 
Freihafen belegenen Betriebe eine Erklärung in das Protokoll der 
Ratstagung aufzunehmen, aus der folgendes hervorgeht: 

1. Tm alten Hamburger Freihafen befinden sich gegenwärtig einige 
Betriebe, die weder ausschließlich für den Schiffsbau noch für das 
Zollgebiet tätig sind (24 Betriebe mit etwa 1372 Beschäftigten). 
Diese Unternehmen können im Rahmen ihrer betrieblichen Tätig- 
keit ohne Einschränkungen wirtschaftlicher Art. aktive Veredelun- 
gen vornehmen; 

2. mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse, unter denen diese 
Betriebe arbeiten, wäre es unangebracht, diese Situation zu modi- 
fizieren, wenn sich nicht Umfang und Art der betreffenden Tätig- 
keiten wesentlich ändern; 

3. auch nach Erlaß der Richtlinie über die Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften betreffend den aktiven Veredelungs- 
verkehr, insbesondere Artikel 6 § 1, dürfte es tunlich sein, diese 
Regelung des Veredelungsverkehrs mit dem obigen Vorbehalt 
beizubehalten. 

Die Kommission wäre dem Rat dankbar, wenn er diese Haltung 
anläßlich der Annahme der betreffenden Richtlinien teilen und ferner 
sobald wie möglich beschließen würde, die Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu 
dem anliegenden Richtlinienvorschlag einzuholen. 


Seiner Exzellenz 

Herrn Maurice Couve de Murville 
Minister des Auswärtigen 

37, Quai d'Orsay 
Paris VII 
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Begründung 


Einleitende Bemerkungen 

1. Die Einführung der Zollunion als Grundlage der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird im 
wesentlichen in dem einschlägigen Kapitel des Ver- 
trages behandelt. Dieses Kapitel enthält genaue Vor- 
schriften über die Abschaffung der innergemein- 
schaftlichen Zölle, die schrittweise Einführung des 
Gemeinsamen Zolltarifs wie die Änderungen und 
Aussetzungen seiner Zölle. Demgegenüber ist in 
Artikel 27 des Vertrages hinsichtlich der nationalen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften nur ihre An- 
gleichung in dem Maße vorgesehen, soweit sie erfor- 
derlich ist; diese Angleichung ist von den Mitglied- 
staaten vor dem Ende der ersten Stufe vorzunehmen. 
Eine Ermächtigung, zwingende Bestimmungen vorzu- 
schreiben, wird den Institutionen der Gemeinschaft 
durch diesen Artikel nicht übertragen. 

Auf Grund der Arbeiten, die in dieser Sache unter 
Beteiligung der Mitgliedstaaten durchgeführt wor- 
den sind, hat die Kommission indessen festgestellt, 
daß es notwendig ist, die einheitliche Anwendung 
des Gemeinsamen Zolltarifs zu gewährleisten. Dazu 
bedarf es für bestimmte Sachgebiete zwingender 
Gemeinschaftsakte, welche die notwendigen Maß- 
nahmen für die Einführung eines Zollrechts bestim- 
men, das die erwähnte Einheitlichkeit garantieren 
soll. Da es sich um die Einführung eines Grundele- 
ments der Zollunion handelt und den Institutionen 
der Gemeinschaft in dem einschlägigen Kapitel des 
Vertrages keine solchen Befugnisse übertragen wor- 
den sind, können die Gemeinschaftsakte im vorlie- 
genden Fall nicht auf spezifische Vertragsvorschrif- 
ten gestützt werden, insbesondere nicht auf die Vor- 
schriften über die gemeinsame Handelspolitik. 


Einleitung 

2. Es liegt auf der Hand, daß eine Zollunion nicht 
geschaffen werden und einwandfrei funktionieren 
kann, wenn jeder der Mitgliedstaaten nach Belieben 
außerhalb des Zollgebietes gelegene Zonen schaffen 
könnte, in denen er Waren aus Drittländern unter 
teilweiser oder völliger Abweichung von den für 
diese Union geltenden Gemeinschaftsregeln einfüh- 
ren, lagern, verarbeiten oder gar verbrauchen kann. 
In den Mitgliedstaaten gibt es aber außer den tradi- 
tionellen Zollagern derartige Zonen: 

1. Das deutsche Zollgesetz sieht in Artikel 2 „Zoll- 
freigebiete" vor, zu denen die in Artikel 59 ge- 
nannten Freihäfen gehören. Diese Freihäfen sind 
nach dem Wortlaut von Artikel 86 des Zollge- 
setzes „vom Zollgebiet ausgeschlossene Teile von 
Seehäfen". In Anwendung dieser Vorschriften 
verfügt Deutschland über die Freihäfen Hamburg, 
Bremen, Emden, Bremerhaven, Kiel und Cux- 
haven. 


2. Belgien kann in Anwendung von Kapitel II Arti- 
kel 26 des Gesetzes vom 4. März 1846 Zollfrei- 
lager in Antwerpen, Brügge, Gent und Ostende 
schaffen, hat aber bisher von dieser Möglichkeit 
keinen Gebrauch gemacht; 

3. das französische Zollgesetz sieht in Artikel 286 
vor, daß ,in jedem See- oder Flußhafen ein Teil 
der Hafenanlagen „See- oder Flußfreizonen" ge- 
nannt, aus der Zollregelung ausgenommen wer- 
den kann'. Bisher wurde von dieser Bestimmung 
kein Gebrauch gemacht; 

4. in Italien sieht das Gesetz Nr. 1424 vom 25. Sep- 
tember 1940 vor, daß Hafengebiete als außerhalb 
der Zollgrenzen befindliche Freizonen angesehen 
werden können. In Anwendung dieses Gesetzes 
gibt es Freihäfen in Genua, Neapel, Messina, 
Brindisi, Venedig und Triest; 

5. die Niederlande haben auf ihrem Hoheitsgebiet, 
vor allem in ihren Häfen Lager geschaffen 
(Publieke entrepots), die ihrem Betrieb und ihren 
besonderen Überwachungsmodalitäten nach mehr 
einem Freihafen als einem klassischen Zollager 
ähneln. 

3. Ferner sei darauf hingewiesen, daß in Italien im 
Aostatal und dem Gebiet Görz eine besondere Zoll- 
regelung gilt. Sie besteht hauptsächlich in der Ge- 
währung zollfreier Einfuhrkontingente für Waren, 
die lediglich zum Verbrauch in diesen genau abge- 
grenzten Gebieten bestimmt sind. Die Probleme, die 
diese Regelung auf Gemeinschaftsebene stellt, gehö- 
ren eher in den Bereich der Zollbefreiungen und wer- 
den mit ihnen untersucht werden. Daher wird die 
Regelung für das Aostatal und das Gebiet Görz nicht 
an dieser Stelle behandelt. Die Insel Helgoland ist 
aus den Gründen, die im letzten Erwägungsgrund 
genannt sind, aus dem Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie auszunehmen. 

Andererseits bestehen in Frankreich Freizonen in 
den Gebieten Gex und Haute Savoie, die auf die 
Verträge von Paris (20. November 1815) und Turin 
(16. März 1860) zurückgehen. 

Durch die dort noch geltende Regelung gehören diese 
Zonen in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie. 

4. Die in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen- 
den Rechtsvorschriften und ihre praktische Anwen- 
dung rechtfertigen aus wirtschaftlichen Gründen die 
Beibehaltung dieser vom Zollgebiet ausgeschlosse- 
nen Zonen durch einige Länder. Es sei jedoch ange- 
merkt, daß in keinem der Mitgliedstaaten in Anwen- 
dung dieser Bestimmungen Freizonen geschaffen 
worden sind, in denen alles erlaubt ist oder keinerlei 
Kontrolle ausgeübt wird. Es sei vor allem darauf 
hingewiesen, daß der Verbrauch nicht verzollter 
Waren im allgemeinen verboten ist und die Bearbei- 
tung dieser Waren, abgesehen von Ausnahmen, den 
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gleichen wirtschaftlichen Regeln unterliegt wie in 
den übrigen Teilen des Hoheitsgebietes des betref- 
fenden Mitgliedstaates. 

Daher muß die Harmonisierung unter Berücksichti- 
gung vorstehender Ausführungen und der Tatsache 
in Angriff genommen werden, daß sich die diesbe- 
züglichen Regeln je nach Mitgliedstaat unterschei- 
den. Die Mitgliedstaaten werden nach Einführung 
der Zollunion verpflichtet sein, eine Reihe gemein- 
samer Vorschriften einzuhalten, die für das einwand- 
freie Funktionieren dieser Union erforderlich sind. 
Immerhin muß berücksichtigt werden, daß die Rege- 
lungen für die Freizonen Gex und Haute Savoie 
sowie für den Triester Freihafen aus internationalen 
Verträgen hervorgegangen sind und demnach die 
Anwendung der nachstehend vorgeschlagenen Ge- 
meinschaftsmaßnahmen auf diese Gebiete gegebe- 
nenfalls nur nach einer Revision der betreffenden 
Verträge erfolgen kann. Endlich schließen diese 
Regeln jedoch nicht aus, daß — sollte es sich wirt- 
schaftlich, zum Beispiel zur Förderung eines Gebie- 
tes, als notwendig erweisen — auch in Zukunft die 
Schaffung von Freizonen mit einer liberaleren Rege- 
lung in Betracht gezogen wird; in diesem Falle müs- 
sen jedoch die notwendigen Maßnahmen auf Ge- 
meinschaftsebene ausgearbeitet werden. 

5. Die Notwendigkeit der Annäherung im vorlie- 
genden Fall ergibt sich aus den vorstehenden Er- 
wägungen. Unter diesen Umständen und mit Rück- 
sicht auf die Tatsache, daß einige der nationalen Vor- 
schriften, die durch den vorliegenden Vorschlag einer 
Richtlinie betroffen werden, sich unmittelbar auf die 
Errichtung und das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes auswirken, ist die Kommission der Ansicht, 
daß in diesem Fall nur Artikel 100 des Vertrages als 
Rechtsgrundlage in Betracht kommt. Bei Anwendung 
dieses Artikels ist das Europäische Parlament und 
der Wirtschafts- und Sozialausschuß zu hören. 


Artikel 1: Gegenstand und Anwendungsbereich 

Artikel 1 gibt den Gegenstand der Richtlinie an und 
legt ihren Anwendungsbereich unter Berücksichti- 
gung vorstehender Bemerkungen fest. Er betont ins- 
besondere, daß eine Freizone jedes abgegrenzte 
Gebiet ist, in dem die dort befindlichen Waren für 
die Anwendung der Zölle, Abschöpfungen, mengen- 
mäßigen Beschränkungen oder jeglicher Abgabe 
oder Maßnahme mit gleicher Wirkung als nicht im 
Zollgebiet der Gemeinschaft befindlich betrachtet 
werden. Daraus ergibt sich, daß die Bestimmungen 
dieser Richtlinie nicht für die Mehrwertsteuer und 
die Umsatzsteuer gelten, denen die im Freihafen be- 
findlichen Waren unterworfen sein könnten. Es geht 
ebenfalls aus diesem Artikel hervor, daß es nicht not- 
wendig ist, daß andere Erleichterungen als die hier 
erschöpfend aufgezählten gewährt werden, damit ein 
Gebiet zollrechtlich als Freizone anzusehen ist; aus 
der Begriffsbestimmung ergibt sich, daß in der Praxis 
der Begriff Zollfreigebiet nicht das Fehlen jeglicher 
rechtlichen Regelung bedeutet. Artikel 1 Absatz 2 
präzisiert im übrigen, daß es innerhalb der Gemein- 
schaft keine Freizone geben darf, welche nicht die 
Bedingungen der Richtlinie erfüllt. Außerdem führt 
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Absatz 3 des Artikels 1 angesichts der je nach Mit- 
gliedstaat verschiedenen Bezeichnungen der „Frei- 
zonen" und insbesondere auf Grund einer Zollager- 
regelung in den Niederlanden (öffentliche Zollager — 
publieke entrepots), die einer Freizonenregelung 
gleichzustellen ist, zu diesem Punkte aus, daß die in 
den Anwendungsbereich der Richtlinie fallenden 
Zollverfahren im Anhang aufgeführt werden. 

Schließlich hat sich die Frage gestellt, ob es notwen- 
dig sei, eine Sonderbestimmung für das von der 
deutschen Gesetzgebung als „Alter Freihafen Ham- 
burg" bezeichnete Gebiet vorzusehen. Die derzeitige 
Regelung für dieses abgegrenzte Gebiet beruht auf 
der hanseatischen Vergangenheit Hamburgs, und 
eine eventuelle Änderung könnte nach Ansicht der 
Vertreter der Bundesrepublik gewisse Schwierigkei- 
ten nach sich ziehen. Es ist festgestellt worden, daß 
die Privilegien, die diesem kleinen Gebiet gewährt 
werden, für den übrigen Teil des Hamburger Frei- 
hafens sowie für die deutsche Wirtschaft ohne wei- 
teres tragbar sind. Obwohl die Kommission der Auf- 
fassung ist, daß diese Gründe nicht ausreichen, um 
eine Ausnahme auf Gemeinschaftsebene zu rechtfer- 
tigen, erkennt die Kommission an, daß es sich hier 
um ein wirkliches Problem handelt. Die Kommission 
ist bereit, diese Frage im Rat erneut zu erörtern. 


Artikel 2 bis 6 

Diese Artikel bestimmen, unter welchen Vorausset- 
zungen die Waren in den Freizonen verbleiben kön- 
nen. 

Aus diesen Artikeln folgt: 

1. Es werden grundsätzlich Waren jeder Beschaffen- 
heit, unabhängig von ihrer Menge, ihrem Ur- 
sprungs-, Herkunfts- oder Bestimmungsland in 
Freizonen zugelassen. Als einzige Zulassungsbe- 
schränkungen oder Verbote sind solche zulässig, 
die den in Artikel 36 des Vertrages genannten 
Beschränkungen oder Verboten entsprechen oder 
aus technischen oder verwaltungsmäßigen Grün- 
den gerechtfertigt sind (Artikel 2). 

2. Es ist vorgesehen, daß die Waren bei ihrem Ver- 
bringen in den Freihafen von den nationalen 
Behörden erfaßt werden müssen (Artikel 2, Ab- 
satz 3). Damit soll sichergestellt werden, daß die 
Waren, die vor ihrem Verbringen in den Frei- 
hafen zum Veredelungsverkehr abgefertigt wor- 
den waren, auch wirklich anschließend das Ge- 
biet der Gemeinschaft verlassen beziehungsweise 
nicht unter anderen Bedingungen zum freien Ver- 
kehr abgefertigt werden, als es nach den Bestim- 
mungen dieses Zollverkehrs vorgesehen ist. 

3. Die Aufenthaltsdauer ist außer in Ausnahmefäl- 
len unbegrenzt; Übereignungen sind gestattet 
(Artikel 6). 

4. Die Waren dürfen der üblichen Lagerbehandlung 
unterzogen werden (Artikel 3). 

5. Da Freizonen zwangsläufig nicht nur der Lage- 
rung dienen, können dort gewerbliche Tätigkei- 
ten ausgeübt werden; der Verbrauch und die Ver- 
wendung der Waren unterliegen jedoch den glei- 
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chen wirtschaftlichen Vorschriften, die in den 
übrigen Teilen des Hoheitsgebietes des Mitglied- 
staates, in dem die Freizone liegt, gelten (Artikel 
4 bis 6). Hingegen können, wenn es sich um Frei- 
gut handelt, (Artikel 4 Absatz 2) oder müssen 
(Artikel 5) die Zollüberwachungsmodalitäten dem 
besonderen Charakter der Freizonen angepaßt 
werden. 

Artikel 7 

Da die unter den vorgenannten Bedingungen in Frei- 
zonen verbrachten Waren als außerhalb des Zollge- 
bietes befindlich angesehen werden, liegt es auf der 
Hand, daß die Zollbewertung zu dem Zeitpunkt er- 
folgt, an dem sie die Freizone verlassen. 

Artikel 7 bestimmt daher, daß die bei der Einfuhr 
fälligen Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Ab- 
schöpfungen auf die Waren, die in den freien Ver- 
kehr übergeführt werden, unter Anwendung der für 
diese Waren zum Zeitpunkt ihrer Überführung in 
den freien Verkehr geltenden Sätze oder Beträge und 
nach der Beschaffenheit, des Wertes und der Menge 
erhoben werden, die zu diesem Zeitpunkt von den 
Zollbehörden festgestellt oder anerkannt sind. Ob- 
wohl daran zu erinnern ist, daß die Regeln für die 
Ermittlung des Zollwertes für Waren, die unmittel- 
bar zum freien Verkehr abgefertigt werden, unmit- 
telbar anwendbar sind (Artikel 7 Absatz 2) hat es 
sich jedoch aus den gleichen Gründen wie bei der 
Ausarbeitung der Gemeinschaftsregeln für die Ver- 
bringung von Waren in Zollager als notwendig er- 
wiesen, Sonderbestimmungen für den Fall vorzu- 
sehen, in dem die in die Freizone verbrachten Waren 
vor ihrer Abfertigung zum freien Verkehr einer in 
der Gemeinschaft ansässigen Person gehörten oder 
in dem es sich um Waren handelt, die aus einer Ver- 
edelung in der Freizone hervorgegangen sind (Arti- 
kel 7 Absätze 3 und 4). 

Mit diesen Bestimmungen soll vermieden werden: 

1. daß für eine Ware, die während ihrer Lagerung 
in der Freizone an eine oder mehrere in der Ge- 
meinschaft ansässige Personen verkauft und ge- 
gebenenfalls einmal oder mehrmals weiterver- 
kauft worden ist, zur Bestimmung des Zollwertes 
ein anderer Preis als der Verkaufs- oder gege- 
benenfalls Weiterverkaufspreis herangezogen 
werden kann; der auf diese Weise ermittelte 
Preis muß sich dem in der Zollwertbestimmung 
genannten Normalpreis so weit wie möglich an- 
nähern; 


2. daß, wenn eine Ware auf Rechnung einer in der 
Gemeinschaft ansässigen Person in einer Freizone 
eingelagert worden ist und der durch eine auf 
diese Person ausgestellte Rechnung belegte Preis 
als Ausgangspreis für die Ermittlung des Zoll- 
wertes gewählt wird, zur Berechnung dieses Wer- 
tes nicht noch die von dieser Person beglichenen 
Kosten für die Lagerung oder Erhaltung der 
Waren auf diesen Preis aufgeschlagen werden. 

Schließlich sind die zuständigen nationalen Behörden 
zur Berücksichtigung der besonderen Charakteristi- 
ken der Freizonen berechtigt, Sonderregeln festzu- 
setzen, um veredelte Waren zu verzollen, die im 
Anschluß an aktive Veredelungsverkehre in der 
Freizone ausnahmsweise zum freien Verkehr abge- 
fertigt wurden (Berücksichtigung der Menge, der 
Beschaffenheit und des Wertes dieser Waren unter 
dem Vorbehalt, daß die einzuziehenden Beträge min- 
destens den Beträgen entsprechen, die unter Anwen- 
dung der für den aktiven Veredelungsverkehr allge- 
mein gültigen Regeln zu erheben gewesen wären). 

Artikel 8, 9 und 10 

In diesen Artikeln werden die Bestimmungen ange- 
führt, die gewöhnlich in den Texten zur Harmoni- 
sierung des Zollrechts enthalten sind. 

Da in der Ratsentscheidung vom 26. Juli 1966 die 
Verwirklichung der Zollunion für den 1. Juli 1968 
vorgesehen ist, wird wie in den Entwürfen über die 
Zollager und die vorläufige Verwahrung von Waren 
in Zollagern vor allem darauf hingewiesen, daß die 
Mitgliedstaaten bis zu diesem Zeitpunkt die erfor- 
derlichen Maßnahmen in Kraft setzen, um dieser 
Richtlinie nachzukommen. 

Schlußfolgerung 

Diese Richtlinie sollte die Güterumverteilung in der 
Gemeinschaft, vor allem in den Häfen begünstigen. 
Sie erkennt Freizonen, die im wesentlichen für die 
Einlagerung von Waren und gegebenenfalls für 
deren Bearbeitung unter gleichen wirtschaftlichen 
Bedingungen wie in den übrigen Teilen des Hoheits- 
gebietes der Gemeinschaft bestimmt sind, grundsätz- 
lich an. Der vorgelegte Text, der den Erfordernissen 
des Handels angepaßt wurde, vervollständigt somit 
die Gemeinschaftsvorschriften über die Zollager. 
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